
Ersten Weltkriegs, Reformen in Politik und Ge-
sellschaft des Reiches durchzuführen, ohne die
religiöse Grundlage in Frage zu stellen, haben
nicht gefruchtet und den Zusammenbruch des
Reiches nicht aufhalten können. Damit war der
kemalistischen Revolution und somit einer radi-
kalen Alternative der Boden bereitet.
Auch Kemal Atatürk ging es um die Würde und
die Renaissance eines durch innere Krisen und
äußere Kräfte niedergegangenen Volkes. In sei-
ner Interpretation freilich war der Islam ein Ele-
ment der Rückständigkeit gewesen; in dem isla-
mischen Vielvölkerstaat waren schließlich nicht
nur neue (nationale) Kräfte entstanden, die sich
gegen die islamische Grundlage des Staates erho-
ben hatten, sondern das Festhalten am Islam als
einer politischen und gesellschaftlichen Kraft
hatte verhindert, daß der Modernisierungsprozeß
zu einer inneren Stärkung des Reiches beigetra-
gen hatte. Es galt also, den Islam als politisch-
gesellschaftliches Phänomen aufzugeben — al-
lenfalls als private Religion des einzelnen konnte
er seine Berechtigung haben. An die Stelle des
Islams als der tiefsten Identifikation des Muslim
trat der Nationalismus, durch den der einzelne in
einer jetzt auf Sprache, Rasse und Geschichte
gründenden Gemeinschaft seine eigentliche Iden-

tität fand. Dieser neue Nationalismus (den er na-
turgemäß nur für die Türken konstituieren konn-
te) würde sich nunmehr ohne Hemmungen und
schlechtes Gewissen der Moderne öffnen kön-
nen; Modernisierung würde freilich gleichbedeu-
tend mit weitestgehender Verwestlichung sein.
Mit Atatürk war den Bemühungen um die Bewäl-
tigung der Existenzkrise der Muslime und der
islamischen Gesellschaft eine neue Dimension er-
öffnet. Tatsächlich lassen sich die Bemühungen
der neuen Eliten, die nach dem Ersten Weltkrieg
die Führungsrolle im Nahen Osten übernommen
haben, ihre Gesellschaften auf neue, letzten En-
des säkularistisch verstandene Grundlagen zu
stellen, irgendwie auf Atatürk beziehen. Nir-
gendwo freilich ist die Revolution so weitrei-
chend und radikal vollzogen worden wie in der
Türkei. Aus dem Scheitern dieser Experimente
außerhalb der Türkei konnte dann Anfang der
siebziger Jahre jener Fundamentalismus wieder
an Kraft gewinnen, der jeden Säkularismus radi-
kal verwarf und schließlich mit der „Islamischen
Republik Iran“ das Gegenstück zur säkularisti-
sehen Türkei schuf, und somit einmal mehr eine 
radikal islamische Variante in die Suche der
Muslime nach einer ihnen gemäßen Ordnung in
einer vom „Westen“ bestimmten Welt einführen.

III. Vision versus Perversion

Die Nachahmung der kemalistischen Version
von „Moderne“ nicht zuletzt durch den letzten
Schah (Muhammad Reza) hat für Ayatollah
Khomeini in die Perversion einer islamischen
Gesellschaft geführt. Für ihn und für seine isla-
misch-revolutionäre Gefolgschaft im Iran bein-
haltet diese „Perversion“ drei grundlegende
Aspekte:
— Das politische System Irans war zur Despo-
tenherrschaft eines einzelnen Mannes degene-
riert. Weder das iranische Volk als ganzes noch
einzelne gesellschaftliche Schichten bzw. politi-
sche Gruppen (etwa die schiitische Geistlichkeit
oder politische Parteien) hatten die Möglichkeit,
an dem Geschick des Landes mitzuwirken. Nach
der Interpretation Khomeinis war dies die Folge
davon, daß sich der Schah über die Grundprinzi-
pien einer islamischen politischen Gemeinde hin-
weggesetzt und die moralische und ethische Basis
eines islamisch bestimmten Staatswesens verlas-
sen hatte. Die Herrschaft des Schahs stand im
Widerspruch zum Ideal von der islamischen Ge-
sellschaft, bzw. dem islamischen Staat, innerhalb
deren jeder Gläubige dem anderen gleich ist.

Zwar mußte es auch in einer islamischen Ge-
meinschaft einen Führer geben, doch muß die
Führerschaft auf dem Konsens der Gläubigen,
ihrer Zustimmung und Mitwirkung beruhen. Das
System Irans war in extremer Weise politisch un-
gerecht geworden.

— Die politische Ungerechtigkeit war mit sozia-
ler Ungerechtigkeit untrennbar verbunden. Der
iranische Despot und mit ihm eine kleine Clique
von Schmarotzern (so der Befund Khomeinis)
hatten sich einen großen Teil der materiellen
Mittel angeeignet, die eigentlich dem ganzen
Volk gehörten. Besonders mit dem Anstieg der
Öleinnahmen hatten sich die Einkommensunter-
schiede dramatisch zugespitzt und die sozialen
Gegensätze verschärft: Während die einen ihre
politische Stellung nutzten und sich unvorstell-
bare Reichtümer aneigneten, verfiel die Masse
der Bevölkerung in den Städten sowie auf dem
Lande immer größerer Armut.

— Die herrschende Clique hatte ihre Stellung da-
durch gefestigt, daß sie sich auf ausländische
Mächte stützte und zur Forcierung einer im Inne-



ren betriebenen Entwicklung (besonders der In-
dustrialisierung) ausländische Handlanger
(sprich: Berater) ins Land holte. Die massive In-
dustrialisierung (von der das Volk nichts hatte)
und die Einfuhr westlicher Technologie (die das
Volk nicht verstand) legten eine Decke der Ver-
westlichung über die islamische Gesellschaft. Der
iranische Muslim wurde fremden Werten und
Normen ausgesetzt, für die er in seiner Identität
keine Entsprechung und Beziehung fand und de-
ren Einführung er nur als ein Instrument auffas-
sen konnte, ihn umfassend in neue innere und
äußere Abhängigkeiten zu bringen. Die Folge
war ein tiefes Gefühl der Entfremdung einer
Masse von Iranern von ihrer islamischen Tradi-
tion und dem ihr entsprechenden sozialen und
geistigen Gefüge.

Vor dem Hintergrund dieser Analyse bzw. dieses
Sachverhalts ergab sich die dreifache Zielrich-
tung der von Khomeini 1978 „übernommenen“
Revolution:
— Zum einen ging es um die Wiederherstellung
einer von den Muslimen als „gerecht“ akzeptier-
ten politischen Ordnung. Mit dem Schlagwort
der „Islamischen Republik“ war eine Gemein-
schaft propagiert, die dem Ideal der islamischen
umma, d. h. der klassenlosen islamischen Gesell-
schaft der Frühzeit, nahekommen sollte. In ihr
würde wieder politische Gerechtigkeit walten, da
sie auf der umfassenden Geltung des islamischen
Rechts und Gesetzes beruhen würde. Daß die
Geistlichkeit selber nunmehr die Macht ausüben
sollte, war allerdings eine spezifisch schiitische
Variante dieses auf die ideale Gesellschaft zu-
rückgerichteten Strebens. Formen von Herr-

schaft, die immer Gefahr lief, in Despotie umzu-
schlagen, würden keinen Nährboden finden.
— In der neuen Ordnung würden die Massen in
gleicher Weise an dem Einkommen des Staates
teilhaben: Die politische Gerechtigkeit würde so-
mit zugleich die gesellschaftliche Gerechtigkeit
bedingen. Die „Mustaz’afin“, d. h. die Unter-
drückten, würden die Rolle des Proletariats und
der Unterprivilegierten verlassen und zu gleich-
gestellten Mitgliedern der islamischen Gesell-
schaft werden. Zugleich würde die wirtschaftliche
Ordnung, die bislang auf den Prinzipien eines
westlich bestimmten und ausbeuterisch orientier-
ten Kapitalismus beruhte, geändert werden müs-
sen. In einem islamischen Wirtschaftssystem wür-
den neue Prioritäten gesetzt und neue Mechanis-
men des Erwerbs und der Verteilung des Ein-
kommens geschaffen werden müssen. Soziale Ge-
rechtigkeit und die Einführung eines spezifisch
islamischen Wirtschaftssystems würden also
Hand in Hand gehen müssen.
— Die Abhängigkeit von ausländischen — insbe-
sondere westlichen — Mächten, wirtschaftlichen
Konzernen und kulturell-zivilisatorischen Kräf-
ten würde mit der Revolution beendet sein. Die
Gewinnung einer umfassenden Unabhängigkeit
— nicht nur im politischen, sondern eigentlich
mehr noch im kulturellen Sinne— würde die
Voraussetzung der Wiedergewinnung einer eige-
nen iranischen, und das würde wesentlich hei-
ßen, islamisch bestimmten Identität. Dem „gro-
ßen Satan“, der sich in den vergangenen Jahr-
zehnten im Iran breitgemacht hatte, d. h. den
USA mit ihrem weitreichenden Einfluß, mußte
ein bedingungsloser Kampf angesagt werden.

IV. Regime ohne Legitimation

Es ist hier nicht der Ort, die tatsächliche Ent-
wicklung Irans seit der Gründung der „Islami-
schen Republik Iran“ darzustellen und den ho-
hen revolutionären Anspruch mit der politischen
Wirklichkeit seither zu vergleichen. Unabhängig
von dem Verlauf dieser Entwicklung wird aus der
fundamentalistisch geprägten Interpretation der
politischen Realität, auf deren Grundlage die Re-
volution zum Imperativ wird, und aus der auf die
ideale Gemeinschaft gerichteten Vision deutlich,
daß die „Islamische Revolution“ keine Angele-
genheit nur des Irans, der Iraner oder der irani-
schen Geistlichkeit ist; sie ist vielmehr ein an alle
Muslime gerichteter Anspruch, ihre politische
Umwelt entsprechend zu verändern.

Gewiß hat die Revolution Züge, die der Außen-
stehende (vor allem der Islamwissenschaftler) als
spezifisch schiitisch erkennt; und gewiß war die
Situation Irans in den ausgehenden siebziger Jah-
ren so spezifisch gelagert, daß eine Wiederholung
des abgelaufenen revolutionären Prozesses in an-
deren Teilen des Nahen und Mittleren Ostens
schwer vorstellbar erscheint. Festzuhalten bleibt
demgegenüber, daß nach Auffassung der revolu-
tionären Kräfte selbst (die auch nicht müde wur-
den zu betonen, daß es sich um eine „islamische
Revolution“ in Iran gehandelt hat) die Revolu-
tion für alle Muslime in allen Teilen der islami-
schen Welt — hier vor allem im Nahen und Mitt-
leren Osten — ohne Unterschied zwischen Sunni-



ten und Schiiten gemacht wurde. Zugespitzt be-
deutet dies, daß die Revolution von Anfang an
„exportorientiert“ gewesen ist.

Daraus ergeben sich im Hinblick auf die Zukunft
der revolutionären Bewegung und damit der po-
litischen Entwicklung in der ganzen Region zwei
Fragen:
— Besteht eine „vorrevolutionäre“ Situation, die
mit Iran vergleichbare Charakteristika aufweist,
auch in anderen Ländern der Region? Und wenn
ja,
— welches sind die Mittel bzw. die Träger der
Ausbreitung der Revolution über die Region?

Die Zukunft des Nahen und Mittleren Ostens im
Gefolge der islamischen Revolution in Iran hat
ihren Brennpunkt also in der Frage nach der „Le-
gitimität“ der bestehenden Regime. Sind sie be-
rechtigt und anerkannt, die Macht auszuüben,
oder weist ihre Herrschaft der Herrschaftsaus-
übung des Schahs vergleichbare Mängel und
Fehler auf? Wenn ja, dann ist ihre Herrschafts-
ausübung in ähnlicher Weise illegal und illegitim
wie sie es — nach Auffassung der religiös-revolu-
tionären Kräfte in Iran — bei dem Regime des
Schahs gewesen ist. In diesem Falle wäre eine
Fortsetzung der islamischen Revolution ein hi-
storisch gebotener Vorgang und die Abschaffung
der bestehenden Regime die einzig denkbare Al-
ternative zum Status quo.

Tatsächlich fällt es nicht schwer, Elemente der
Krisensituation in Iran auch in anderen Teilen
des Nahen und Mittleren Ostens zu identifizie-
ren. Der beschleunigte Modernisierungsprozeß
der vergangenen anderthalb Jahrzehnte hat ohne-
hin gegebene politische und soziale Spannungen
verschärft. Die meisten der im Nahen Osten be-
stehenden Regime operieren auf einer nur
schmalen oder kaum vorhandenen Basis von Le-
gitimation. Dies gilt nicht nur für Militärregime
(wie das im April 1985 gestürzte Regime des su-
danesischen Diktators Numeiri), sondern auch
— mit Abstufungen— für solche, die auf Ein-
heitsparteien ähnelnden dominierenden Staats-
parteien (z. B. die Ba’ath-Partei) beruhen.

In gleicher Weise, wenn auch vielleicht weniger
zugespitzt, trifft dies für die Monarchien zu, die
entweder von charismatischen Persönlichkeiten
(Jordaniens König Hussein und Marokkos Has-
san II.) oder von religiös fundierten Familienre-
gimen wie insbesondere in Saudi-Arabien regiert
werden. Die mit der Beschleunigung des Indu-
strialisierungsprozesses und der Verbesserung des

Erziehungswesens herangewachsenen neuen Eli-
ten werden — nach ihrer eigenen und insbeson-
dere nach Auffassung militanter religiöser Kräf-
te— nicht ausreichend zu der von ihnen bean-
spruchten Mitbestimmung zugelassen.
Gänzlich unterminiert wird die Legitimität der
bestehenden Regime in den Augen islamisch-mi-
litanter Kräfte aber durch die bestehenden Ab-
hängigkeitsverhältnisse zwischen nahezu allen
Regimen der Region auf der einen und auswärti-
gen Mächten auf der anderen Seite. Dies gilt
namentlich für die massive Präsenz der USA
(und amerikanischer Staatsbürger), die — wie im
Falle von Iran — stellvertretend für die Unter-
werfung der islamischen Welt unter das politi-
sche, ökonomische, kulturelle und religiöse Dik-
tat des Westens gesehen wird.
Hinzu kommt verschärfend der arabisch-israeli-
sche Konflikt: Das Fortschwelen dieser Krise,
deren „Lösung“ von islamischen Extremisten nur
als mit der Auflösung des Staates Israel gegeben
angesehen wird, wird dem Umstand zugescho-
ben, daß zahlreiche arabische Regime bereit sind,
mit Israel —und den dahinterstehenden USA —
im Sinne einer verhandelten Lösung und damit
einer Beraubung der legitimen Rechte der Palä-
stinenser zu „konspirieren“. Abhängigkeit von
außen (vor allem von den USA) und unterstellte
Bereitschaft, die Existenz Israels zu akzeptieren,
werden als Preis dafür angesehen, daß die im
Inneren von Verfall bedrohten Regime von au-
ßen gegen den Willen der Bevölkerung an der
Macht gehalten werden.
Die islamistischen Kräfte kommen in ihrer Ana-
lyse zu der Einschätzung, daß nahezu im ganzen
Nahen und Mittleren Osten eine Situation be-
steht, die derjenigen vergleichbar ist, aus der her-
aus in Iran die islamische Revolution erwachsen
ist. Angesichts der „Tatsache“, daß die Region im
großen und ganzen von Feinden des Islams und
Abtrünnigen regiert wird, gilt es, ein Verdikt über
alle Regime auszusprechen — eine Waffe des po-
litischen Kampfes, die bereits von frühen Oppo-
sitionsgruppen innerhalb des Islams bald nach
der Entstehung dieser Religion geschmiedet wor-
den ist. Über „ungerechte“ Herrscher und die um
sie gruppierten „Lakaien“ wurde der „Takfir“
ausgesprochen; d. h., sie wurden zu Ungläubigen
erklärt, die — und dies ist ipso facto impliziert — 
durch den „Heiligen Krieg“ (Jihad) zu bekämp-
fen waren. Damit war eine unversöhnliche Kon-
frontation zwischen den Kräften des Islams auf
der einen und den Kräften des Unglaubens auf
der anderen Seite aufgebrochen.



V. Der „ideologische“ Golf-Krieg

Die Projektion der Revolution und der revolutio-
nären Ziele auf andere Teile des islamischen Na-
hen und Mittleren Ostens ist mithin von vornher-
ein ein Teil des „islamischen Charakters“ der ira-
nischen Revolution gewesen. Ja, die islamische
Revolution würde sich nur rechtfertigen, wenn
ihr Anspruch nicht auf Iran beschränkt, sondern
auf die islamische Welt (in erster Linie den Na-
hen und Mittleren Osten) ausgedehnt würde.

In diesem Sinne ist der irakisch-iranische Krieg
als eine unmittelbare Folge der islamischen Re-
volution in Iran und ihres über die Landesgren-
zen hinaus wirkenden Anspruchs zu verstehen.
Gewiß ist es nach aller Evidenz der Irak gewesen,
der durch seinen Angriff vom September 1980
den Krieg mit Iran ausgelöst hat. Doch wenn
auch an dieser Stelle nicht auf die Chronologie
bzw. den Kriegsverlauf eingegangen werden
kann, so bleibt festzuhalten, daß ein wesentliches
Element des Angriffs in dem Streben des iraki-
schen Staatspräsidenten Saddam Hussein gelegen
hat, die von Iran ausgehende Bedrohung, die sich
auch als wachsender Druck im Innern des Irak
artikulierte, auszuschalten. Angesichts der inne-
ren Krise des Regimes in Teheran zum Zeitpunkt
des Kriegsausbruchs mußte sich bei Saddam
Hussein die Erwartung verfestigen, daß ein Stoß
über die Grenze nach Khuzistan das Regime
Ayatollah Khomeinis zum Zusammenbruch brin-
gen würde.
Wenn bis dahin von einem Zustand einer ideolo-
gischen Konfrontation, die weitgehend in Propa-
gandaparolen (und gelegentlichen Provokationen
an der irakisch-iranischen Grenze) ihren Aus-
druck fand, gesprochen werden konnte, so wurde
diese mit dem Schlag Saddam Husseins zu einem
ideologischen Krieg. Als es den iranischen Trup-
pen Mitte 1982 schließlich gelang, den irakischen
Angreifer über die Grenze zurückzuwerfen, hätte,
wenn es um weniger tiefgreifende Dimensionen
der Kriegführung gegangen wäre, die Möglich-
keit bestanden, einen Ausgleich in militärischen
und politischen Ehren herbeizuführen. Daß dies
nicht geschah, sondern Iran nunmehr den Krieg
seinerseits als Angriffskrieg fortsetzte, muß als
signifikant dafür angesehen werden, daß sich in
Teheran (unter Führung von Khomeini selbst)

diejenigen durchgesetzt hatten, die dem Export
der Revolution vorrangigen Stellenwert über alle
anderen (etwa innenpolitischen oder wirtschaftli-
chen) Erwägungen einzuräumen bereit waren.
Bereits bei Ausbruch des Krieges hatte sich eine
große Anzahl arabischer Regime hinter dem ira-
kischen Aggressor gesammelt. Angesichts der an-
sonsten bestehenden tiefgreifenden Verwerfungs-
linien zwischen einigen von ihnen auf der einen
und dem sozialistisch-ba’athistischen Regime
Saddam Husseins auf der anderen Seite war diese
Solidarität kaum anders zu erklären als aus der
gemeinsamen Befürchtung, daß tatsächlich aus
dem Anspruch des revolutionären islamischen
Regimes in Teheran eine ernsthafte innere und
äußere politische Destabilisierung erwachsen
könnte. Saddam Hussein wurde zur Barriere ge-
gen die als durchaus real angesehene islamisch-
revolutionäre Flut. Sein Sieg hätte zunächst ein-
mal die Ausschaltung dieser gemeinsamen Be-
drohung bedeutet. Der Umstand, daß sich Sad-
dam Hussein offensichtlich getäuscht hatte und
Iran schließlich zum Gegenangriff überging, ver-
größerte diese Bedrohung nur noch.
Zwar ist mittlerweile deutlich geworden, daß
auch die Rechnung der iranischen Seite auf einen
relativ leichten Sieg über Saddam nicht aufge-
gangen ist; auch ist angesichts der bestehenden
Materialüberlegenheit des Irak kaum damit zu
rechnen, daß es noch einen Sieger und einen
Besiegten in diesem Krieg geben wird. Je deutli-
cher dieser Tatbestand aber wird, um so mehr
gewinnt die Zukunft des ba’athistischen Regimes
im Irak symbolische Bedeutung: Für die eine
Seite bedeutet sein Überleben die Bannung der
religiös-revolutionären Kräfte; für die andere ist
sein Sturz (auf welche Weise er immer herbeige-
führt werden mag) der letztendliche Sieg des Gu-
ten über das Böse. Er würde verdeutlichen, daß
die islamische Revolution tatsächlich einen „uni-
versalen Anspruch“ hat, und erst dieser würde
der Revolution in Iran jene weitreichende ge-
samt-islamische Bedeutung verleihen, die die re-
ligiöse Führung Irans ihr beimißt. Solange die
beiden Protagonisten des Konflikts an der Macht
(und am Leben) sind, dürfte mithin keine Aus-
sicht auf ein Ende des Krieges bestehen.

VI. Die „islamistische Internationale“

Neben der direkten Projektion der islamischen
Revolution auf dem Wege der kriegerischen Aus-
einandersetzung und des bewaffneten Kampfes

ist die Unterstützung gleichgesinnter Kräfte und
Gruppen, wo immer sie agieren, eine zweite Di-
mension der — freilich eher indirekten — Aus-



Strahlung der islamischen Ideologie. In der Ver-
gangenheit war es die in den zwanziger Jahren
gegründete Gesellschaft der Muslim-Brüder, die
nicht nur ideologisch den Ideen und Idealen der
iranischen Revolutionäre nahekam, sondern die
auch immer wieder durch militante Aktivitäten
gegen bestehende Regierungen — namentlich in
Ägypten und Syrien — hervorgetreten ist.
Diese Bewegung ist zwar heute gespalten, und ein
Teil ist von der militanten Strategie der Verwirk-
lichung revolutionärer Zielsetzungen, wie sie in
Iran verfolgt wird, abgerückt. Ein extremer Flü-
gel aber, der wiederum in zahlreiche Organisatio-
nen gespalten ist, hat seit etwa Mitte der siebziger
Jahre den bewaffneten Umsturz mit dem Ziel der
Schaffung einer strikt islamischen Gesellschaft
auf seine Fahnen geschrieben. Neben zahlreichen
Gewalttätigkeiten ist eine dieser Bewegungen
auch für die Ermordung des ägyptischen Präsi-
denten Sadat im Oktober 1981 verantwortlich.
An der Ideologie dieses militanten Flügels (der
ideologisch und organisatorisch wiederum mit
Teheran verbunden ist) inspirieren sich heute
zahlreiche Bewegungen und Gruppierungen (bis-
weilen nur sehr klein in ihrer Anhängerzahl), die
sich nahezu im gesamten Raum des Nahen und
Mittleren Ostens — vornehmlich in der arabi-
schen Welt — gebildet haben. Der Schwerpunkt
ihrer Aktionen liegt zwar in Ägypten, im Sudan,
in Syrien (zumindest bis zur Konfrontation mit
der Regierung von Hafiz al-Asad Anfang 1982)
und im Libanon, doch lassen sich Ableger auch
in den Ländern des Maghreb (die man bis vor
nicht langer Zeit für immun gegen den islami-
schen Fundamentalismus gehalten hatte) sowie in
Jordanien, auf der besetzten Westbank und sogar
auf der Arabischen Halbinsel feststellen.
All diese Gruppierungen bilden keine einheitli-
che Bewegung, wenn sie auch seit der Gründung
der „Islamischen Republik Iran“ eine Art Koor-
dinierungszentrum gefunden haben. Wichtig ist,
daß sie in den Zielsetzungen, d. h. im Sturz der
bestehenden Ordnungen und deren Ersetzung
durch eine „islamische“ Staats- und Gesell-

schaftsform, weitgehend übereinstimmen. Zu-
gleich sind sie entschlossen, den Wandlungspro-
zeß nicht auf dem Wege der Evolution, sondern
durch radikale Methoden der Gewaltanwendung
herbeizuführen. Die organisatorische, ideologi-
sche und programmatische Verflechtung dieses
disparaten Spektrums islamischer militanter Be-
wegungen ist zutreffend als „islamistischer Inter-
nationalismus“bezeichnet worden. Ihre Aktivitä-
ten sind Teil jenes großangelegten Kampfes des
„richtigen“ gegen den „falschen“ Islam.
Die Stoßkraft islamistischer Gruppen entfaltet
sich hauptsächlich im Nahen und Mittleren
Osten. Demgegenüber lassen sich in Indonesien
mit über 80% (ca. 125 Mio. Muslime) und Malay-
sia mit etwa 50% der Bevölkerung (ca. 8. Mio.
Muslime), die sich zum Islam bekennen, trotz
bestehender Querverbindungen einiger Gruppen
zum Iran Khomeinis und zum Libyen Gaddafis
nur periphere Erscheinungen des Phänomens re-
gistrieren. Indonesiens laizistisches System hat
sich trotz einer seit der Staatsgründung bestehen-
den islamischen Opposition als dauerhaft erwie-
sen. Und militante Gruppen, die sich aus städti-
schen Schichten und Studentenkreisen rekrutie-
ren und für die Einführung eines islamischen
Staates kämpfen, haben kaum eine breitere Basis
in der Bevölkerung.
In Malaysia ist zwar eine „Re-Islamisierung“ in
den letzten Jahren unübersehbar. Doch ist diese
nicht ohne die bestehenden Probleme in den Be-
ziehungen zwischen dem malayischen (und
durchweg islamischen) mit dem chinesischen und
indischen Bevölkerungsanteil zu sehen. Ein „isla-
mistischer“ Stoßkeil, der auf eine weitere Islami-
sierung eines Systems wirkt, in dem der Islam
ohnehin Staatsreligion ist, macht sich hier kaum
bemerkbar.
Auf den Philippinen schließlich geht es im
Kampf der Muslime (vornehmlich auf Minda-
nao) mit der christlichen Zentralregierung vor-
nehmlich um die Erringung eines gerechten An-
teils am politischen und wirtschaftlichen Leben
des Landes.

VII. „Von Kerbela nach Jerusalem“

Die durch den militanten Islamismus unter
Druck geratenen Regierungen reagieren auf un-
terschiedliche Weise: Die einen handeln nach
dem Prinzip „Wehret den Anfängen“; nament-
lich die Regierungen der Maghreb-Staaten Tune-
sien, Algerien und Marokko (aber auch König
Hussein von Jordanien) sind mit harter Hand
gegen die Ansätze militant-islamischer Provoka-

tion vorgegangen. In letzter Zeit sind dort die
Anhänger dieser Bewegung in Gerichtsverfahren
zu teilweise langjährigen Gefängnisstrafen verur-
teilt worden.

Andere Regierungen versuchen den Druck da-
durch aufzufangen, daß sie Zugeständnisse an
den Kernpunkt der fundamentalistischen Propa-



ganda, die Wiedereinführung des islamischen
Rechts (Shari’a), machen. Dies ist etwa in Ägyp-
ten der Fall gewesen, wo seit der Ermordung Prä-
sident Sadats und der Machtübernahme durch
den weniger starken und entschlossenen Hosni
Mubarak mit der Erweiterung des Geltungsbe-
reichs der Shari’a — vornehmlich im Bereich des
Zivilrechts — experimentiert worden ist. Die in
dieser Richtung spektakulärste Reaktion war im
Sudan zu verzeichnen, als im September 1983 der
damalige Präsident Numeiri die volle Wiederein-
setzung der Shari’a in allen Bereichen verkündete
und praktizierte. Als Reaktion auf das Nachge-
ben gegenüber den islamischen Kräften in Ägyp-
ten und im Sudan ist eine deutliche Steigerung
der Spannungen zwischen Muslimen und Chri-
sten in diesen Ländern zu verzeichnen; im Sudan
haben die Maßnahmen Numeiris zu einem Wie-
deraufleben des Bürgerkrieges im teilweise christ-
lichen Süden des Landes geführt.
Die bislang entschlossensten Gegenmaßnahmen
sind seitens der Regierung in Syrien getroffen
worden, die Anfang 1982 zu einem Vernichtungs-
schlag ausgeholt hat. Bei den Kämpfen zwischen
Regierungstruppen und den Anhängern der Mus-
lim-Brüder, die sich auf die Stadt Hama konzen-
trierten, sollen Zehntausende von Menschen ums
Leben gekommen sein.
Insgesamt freilich läßt sich die Wirkung des mili-
tanten Islams nicht übersehen — sie ist überall
fühlbar, auch dort, wo seine Anhänger nur in
Splittergruppen organisiert und weit davon ent-
fernt sind, die Macht zu übernehmen. Die poli-
tisch und wirtschaftlich pragmatischen Kräfte
sind in die Defensive gedrängt. Dies führt nicht
nur zu Irritationen in der politischen und wirt-
schaftlichen Entwicklung, sondern gestaltet auch
die Kommunikation der islamischen Eliten im
Nahen und Mittleren Osten mit dem Westen
schwieriger. Angesichts der starken anti-westli-
chen Ressentiments auf Seiten der islamistischen
Kräfte sind in den letzten Jahren Teile der nah-
östlichen Eliten zurückhaltender geworden, mit
dem Westen in enge Verbindung zu treten; allzu
enge Kontakte könnten als Kollaboration und
mithin als Verrat an der Sache des Islams ausge-
legt werden.
Die bislang konkreteste politische Auswirkung is-
lamistischer Agitation im Nahen Osten freilich ist
die Radikalisierung im arabisch-israelischen
Konflikt. Für die Islamisten ist die Existenz Isra-
els eine schlichtweg unakzeptable Tatsache;
Kompromisse mit der Realität der Existenz die-
ses Staates, die die Fehlentwicklung der islami-
schen Geschichte in den letzten Jahrhunderten
schlechthin symbolisiert, werden als Verrat am
Islam und als Abfall von ihm markiert.

In gewisser Weise kann man die diversen Front-
stellungen des militanten Islams in den letzten
Jahren von seiner Haltung gegenüber Israel her
ableiten. An dieser Stelle muß deshalb noch ein-
mal ein Blick auf die Zielsetzungen und Stoßrich-
tungen im irakisch-iranischen Krieg geworfen
werden.
Ayatollah Khomeini hat wiederholt den Krieg
mit dem Irak in eine islamische Symbolik geklei-
det: Der Kampf Irans, so hat er erklärt, gehe
über Kerbela nach Jerusalem. Die Symbolik
spricht eine deutliche Sprache: Kerbela, eine der
heiligsten Städte der Schiiten, steht unter der
Herrschaft des „Satans“ Saddam Hussein. Diese
zu beenden und die heilige Stadt wieder unter die
Verwaltung der „wahren Muslime“ zu bringen,
d. h. Kerbela zu „befreien“, ist das erste Kriegs-
ziel.
Mit dem Sturz von Saddam Hussein kann es frei-
lich nicht sein Bewenden haben, denn — in der
Interpretation der islamistischen Kräfte — Ker-
bela ist überall im islamischen Nahen und Mittle-
ren Osten. Weite Teile der Region stehen heute
unter der Verwaltung von Abtrünnigen des
Islams — ob dies nun die Herrschenden auf
der Arabischen Halbinsel, in Ägypten oder im
Maghreb sind. Die „Befreiung von Kerbela“
steht mithin stellvertretend für die Befreiung des
islamischen Nahen und Mittleren Ostens von al-
len inneren Feinden, jenen also, die am Islam
Verrat begangen haben — mithin also mit dem
Anathema (Takfir) belegt worden sind. Dieser
erste Schritt der „Befreiung“ bedeutet in der
khomeinistischen Vision nichts anderes als die
Absetzung nahezu aller an der Macht befindli-
chen Herrscher und den Sturz der von ihnen do-
minierten, mit un-islamischen, weil dem Westen
entstammenden Elementen durchsetzten Ord-
nungen.
Wenn dieser erste, aber gleichwohl weitreichende
Schritt getan worden ist, kann der zweite ins
Auge gefaßt werden: die Befreiung Jerusalems.
Stand die Befreiung Kerbelas für die Befreiung
von den aus dem Inneren des Islams hervorge-
gangenen Feinden, so steht die Befreiung Jerusa-
lems für die Befreiung von den äußeren Feinden,
den Juden (Zionisten) und den sie stützenden
auswärtigen Mächten, namentlich den USA.
Wenn die islamische Welt von allen jenen Ab-
trünnigen befreit ist, die, um ihre eigene Haut zu
retten und ihre als illegitim betrachtete Herr-
schaft aufrechtzuerhalten, Kompromisse mit dem
Brückenkopf des Westens einzugehen bereit sind,
dann werden die Gläubigen in einem geschlosse-
nen Ansturm jenes politische Gebilde beseitigen,
das die Herausforderung des Westens mit militä-
rischer Arroganz symbolisiert und manifestiert.



Mit der Beseitigung Israels, der die Einigung al-
ler wahrhaftig gläubigen Muslime vorausgegan-
gen sein wird, wird jenes Ziel erreicht sein, das
schon im 19. Jahrhundert von dem streitbaren al-
Afghani (s. o.) angestrebt wurde: die Wiederge-
winnung der politischen Würde durch die Ab-
schüttelung der Dominierung durch den Westen
oder seine Stellvertreter. Zugleich wird damit die
Voraussetzung geschaffen sein, um die Antwort
auf die Herausforderung durch den Westen, die
über nahezu zwei Jahrhunderte nicht gefunden
werden konnte, zu geben. Mit der Errichtung „is-
lamischer“ politischer Systeme, der Bestimmung
der nahöstlichen Gesellschaften durch das islami-
sche Gesetz und der Beseitigung westlicher Do-
minanz (symbolisiert in der Beseitigung Israels)
sind die Grundlagen für jene „aetas aurea“ ge-
legt, in der die islamische Welt jenen als untrag-
bar empfundenen historischen Zustand der Un-
terlegenheit und Abhängigkeit überwunden ha-
ben wird.
Politisch berühren sich an dieser Stelle der ira-
kisch-iranische Krieg (und die dahinterstehende
ideologische Konfrontation) mit dem arabisch-
israelischen Konflikt (und seiner zugrundeliegen-
den nationalen Dimension). Je länger die Palästi-
nafrage ungelöst dahinschwelt, um so mehr ge-
winnen die radikalen Kräfte an Gewicht, die die
Lösung der nationalen palästinensischen Proble-
matik lediglich in der Überwindung des Staates
Israel sehen. Sie werden unterstützt und bestätigt
durch jene militanten islamischen Kräfte, die 
gleichfalls eine „Lösung“ nur in maximalisti-
sehen Zielen formulieren können. Unter den
Arabern werden jene bestärkt, die seit jeher pro-
pagiert haben, daß es nur eine „Endlösung“ ge-
ben könne; sie werden darin von jenen sekun-
diert, die diese Endlösung weniger aus nationa-
len Gründen als aus religiösen Erwägungen for-
dern.
Militanter palästinensischer (arabischer) Natio-
nalismus und extremistischer Islam bilden einen
Sprengstoff, der in den kommenden Jahren in
Teilen der Region detonieren und die Funda-
mente der bestehenden Systeme erschüttern
könnte. Dies um so mehr, als auch der militante
palästinensische (arabische) Nationalismus den
Kampf gegen Israel mehr und mehr mit der Kon-
frontation gegen die „gemäßigten“ arabischen
Regime verbindet.
Für eine Weile war der Libanon Schauplatz eines
solchen Kampfes ä tous azimuts. Zum einen hatte
die bestehende Regierung unter Präsident Amin
Gemayel ihre Legitimation verspielt, als sie am
17. Mai 1983 (wie zuvor der „Verräter“ Sadat)
einen Vertrag mit Israel schloß. Zum anderen
war der Libanon ein wertvoller Schauplatz für

jene angestrebte Auseinandersetzung mit dem be-
nachbarten Israel. Diese beiden Elemente (neben
anderen, auf die hier nicht eingegangen werden
kann) erklären wesentlich nicht nur die Präsenz
einer großen Anzahl von Iranern im Libanon
nach 1981, sondern auch die seit der israelischen
Invasion von 1982 rasch anwachsende Stärke ei-
nes militant-fundamentalistischen Flügels sowohl
unter den Schiiten als auch unter den Sunniten
im Libanon.

Im übrigen haben auch die terroristischen Aktivi-
täten im Jahre 1985 in der Wahl der Ziele und
der Art der Ausführung gezeigt, wie nahezu un-
trennbar vermischt arabisch-nationale und mili-
tant-islamische Zielsetzungen sind. Mit Israel
(Ermordung von drei Israelis in Larnaka und
Entführung des Passagierdampfers Achille Lau-
ro) und Ägypten (Entführung einer ägyptischen
Verkehrsmaschine nach Malta) wurde ein „äuße-
rer“ wie ein „innerer“ Feind getroffen, dessen
Bekämpfung radikalen arabischen Kräften
ebenso wie militanten islamischen Kräften ange-
legen ist.

Auch der libysche Revolutionsführer Gaddafi
verbindet einen — allerdings sehr eigenen — isla-
mischen Fundamentalismus mit arabisch-natio-
nalem Engagement, deren Brennpunkt die Besei-
tigung Israels und die Befreiung des palästinensi-
schen Volkes ist. Auch sein Kampf vollzieht sich
an mehreren Fronten zugleich — derjenigen mit
dem israelischen Feind ebenso wie derjenigen ge-
gen die arabischen Gegner, die durch Kompro-
mißbereitschaft und politisches Taktieren die
„arabische Sache“ verraten haben. Auch in seiner
Konzeption geht also der Kampf mit den arabi-
schen Regimen, deren Mehrheit er für illegitim,
mithin also für abzuschaffen hält, mit dem
Kampf gegen Israel einher. Die Unterstützung
des internationalen Terrors beruht auf der Auf-
fassung, daß der Feind nur so wirksam zu treffen
ist. Angesichts der Allianz seiner Gegner — so-
wohl Israels als auch der kompromißbereiten
Araber — mit vornehmlich den USA sind auch
diese in den Kampf einzubeziehen und zu tref-
fen, wo immer sich eine Möglichkeit dazu bie-
tet.

In Anbetracht der Tiefe der Krise des islami-
schen Nahen und Mittleren Ostens und der poli-
tischen, sozialen und kulturellen Sackgasse, in
die die Entwicklung der letzten Jahrzehnte ge-
führt hat, wird der militante Islam auch in den
nächsten Jahren eine bestimmende politische
Kraft in der Region bleiben, die darauf gerichtet
ist, Ordnungen zu schaffen, die mit der „Moder-
ne“ kompatibel sein sollen, zugleich aber dem
Muslim einen ihm eigentümlichen politischen,



sozialen, religiösen und kulturellen Rahmen für
sein Leben als Individuum und in der Gemein-
schaft setzen. Das bedeutet, daß der Druck isla-
misch-fundamentalistischer Kräfte auf die beste-
henden Regime anhalten und möglicherweise zu 

Veränderungen in Teilen der Region führen wird.
Damit ist natürlich die Frage nach der Zukunft
der Region gestellt, die im gegebenen Kontext
eine Frage nach der Zukunft der islamischen Be-
wegung sein muß.

VIII. Fundamentalismus — eine Minderheit im Islam

Auch wenn es naturgemäß unmöglich ist, die
islamischen Strömungen auch nur annähernd
zahlenmäßig zu erfassen, kann mit Sicherheit
festgestellt werden, daß die organisierten isla-
misch-militanten Kräfte innerhalb der islami-
schen Gemeinde als ganzer — und noch einmal
sei hervorgehoben, daß sich diese Darstellung
nur auf den islamischen Nahen und Mittleren
Osten beschränkt, daß aber für Südostasien viele
der gemachten Aussagen Gültigkeit besitzen —
nur eine Minderheit darstellen.
Die Masse der Muslime lebt in dem doppelten
Interesse, einerseits ein Leben nach der islami-
schen Religion führen zu können, andererseits
ihre Lebensverhältnisse, d. h. ihr Einkommen
und ihre soziale Stellung, zu verbessern. Im Vor-
dergrund steht das Trachten, an den Errungen-
schaften der modernen Zivilisation teilzuhaben;
von der Errichtung eines islamischen Staates, der
gemäß dem Willen der Islamisten auf dem isla-
mischen Gesetz beruhen müßte, träumen nur we-
nige. Solange die jeweiligen Regierungen das re-
ligiöse Empfinden nicht verletzen und den mate-
riellen Interessen der muslimischen Bürger Rech-
nung tragen, sind sie bereit, sich mit nahezu jeder
Regierungsform — gleichgültig, ob sie demokra-
tisch, militärgestützt oder monarchisch ist, und
ob sie sich aus sozialistischen oder islamischen
Ideologien legitimiert — abzufinden.
Betrachtet man das Abschneiden islamistischer
Parteien an freien Wahlen — etwa während der
siebziger Jahre in der Türkei (1973 und 1977)
sowie Pakistan (1975) —, so wird deutlich, daß
diese jeweils nur einen marginalen Teil der Wäh-
lerschaft gewinnen konnten. In den Wahlen im
Sudan erhielt im April 1986 die „National Isla-
mic Front“ unter Hasan al-Turabi, dem Führer
der sudanesischen Muslim-Brüder, nur etwa 8%
der Stimmen.
Religiöser Führer der schweigenden islamischen
Mehrheit ist die orthodoxe Geistlichkeit. Im Un-
terschied zu den militanten Fundamentalisten,
die lediglich den Koran und die Sunna als
Grundlage des Gesetzes und die ersten Jahr-
zehnte des islamischen Reiches als historisch ver-
bindliche Erfahrungen des islamischen Staates

betrachten, verkörpert die islamische Orthodoxie
die reichhaltige und vielfältige Entwicklung der
islamischen Theologie, wie sie sich vor allem in
den ersten Jahrhunderten nach dem Auftreten
des Propheten Muhammad entfaltet hat.
Charakteristisch ist zugleich, daß die orthodoxe
Geistlichkeit durch die islamische Geschichte
hindurch den real existierenden Staat (und die
bestehenden Regime) über revolutionäre Experi-
mente, in wessen Namen auch immer, erhoben
und sich durchweg auf die Seite der bestehenden
Regierungen gestellt hat, die sie mit religiösen
Argumenten zu rechtfertigen suchte. Dies ist in
neuerer Zeit nicht anders gewesen, als etwa der
ägyptische Präsident Nasser seinen „arabischen
Sozialismus“ und sein Nachfolger Sadat seine
Verhandlungen mit Israel durch die höchstgeist-
liche Instanz der Al-Azhar-Universität in Kairo
absegnen ließen.
Neben der Orthodoxie ist die Mystik (mit einem
arabischen Begriff: der Sufismus) ein weiterer
breiter Strom im Islam. Entstanden aus der
Frustration über den rigiden Gesetzescharakter
der orthodoxen Religionsausübung, weist sie
dem einzelnen einen Weg zu einer emotionalen
Gotteserfahrung. Organisiert in religiösen Orden
hat der Sufismus durch die islamische Geschichte
hindurch eine politische Rolle gespielt; dies setzt
sich — mit Schwerpunkten namentlich in Ägyp-
ten und im Sudan— auch in der Gegenwart
fort.
Im Falle des Sudans sind die beiden größten
politischen Parteien, die vor dem Coup von Ge-
neral Numeiri (1969) die politische Führung des
Landes innehatten und auch aus den Wahlen
vom April 1986 als die stärksten Gruppierungen
hervorgegangen sind, die „Umma“ und die „De-
mocratic Unionist Party“, praktisch mit den bei-
den großen sufischen Bruderschaften „Ansar“
und „Khatmiyya“ identisch. Der Sudan bietet so-
mit ein interessantes Beispiel für die Tatsache,
daß zwischen den Fundamentalisten (organisiert
in den Muslim-Brüdern) einerseits und den my-
stischen Strömungen als den stärksten politischen
Kräften andererseits starke Unterschiede hin-
sichtlich der politischen und religiösen Ordnung,



die es in dem Land nunmehr zu errichten gilt,
bestehen. Jedenfalls haben sich die Führer der
gemäßigten religiösen Parteien für eine Abschaf-
fung der Re-Islamisierungsmaßnahmen, wie sie
von Numeiri verhängt worden sind, ausgespro-
chen.
Angesichts des weithin vorherrschenden orthodo-
xen Islams und der politischen Weltverbesse-
rungsvisionen der islamischen Fundamentalisten
befinden sich diejenigen auf nahezu verlorenem
Posten, die, ausgehend von Modernisierungsan-
sätzen im 19. Jahrhundert, den Islam als theolo-
gisches Gebäude reformieren wollen. Stellvertre-
tend für diese Gruppe sei die Bewegung der „Re-
publikanischen Brüder“ genannt, deren führen-
der Kopf, Mahmud Muhammad Taha, eine Neu-
interpretation des Korans im Lichte der Erfor-
dernisse der modernen Welt gefordert und ver-
sucht hat. Der Theologe wurde Anfang 1985 im
Sudan von einem Regime, das, um seine Existenz
zu retten, seit September 1983 zu einer umfassen-
den Islamisierung des Sudans im Sinne des mili-
tanten Islamismus geschritten war, wegen Ketze-
rei verurteilt und hingerichtet. Die Vertreter eines
reformierten Islams sind heute weniger an Lehr-
stätten in der islamischen Welt als im europäi-
schen und amerikanischen Ausland zu finden.
Die Breitenwirkung der relativ kleinen Schar mi-
litanter Islamisten in der Gegenwart erklärt sich
nicht zuletzt aus der vielschichtigen Krisenkon-
stellation im Nahen und Mittleren Osten, wie sie
oben skizziert wurde. Ein Katalysator islamisti-
scher Kommunikation ist dabei die materielle
Not, in die immer breitere Schichten in immer
weiteren Teilen des Nahen Ostens geraten. Hier
ist ein Nährboden entstanden, in dem militante
islamische Kräfte ihre Saat aufgehen sehen. Mas-
senunruhen in den letzten Jahren —nicht selten
geradezu als „Brotunruhen“ charakterisiert — 
haben meistens einen deutlich definierbaren ma-
teriellen Hintergrund gehabt. Es sind dann solche
Erhebungen gewesen, die jene im Sinne ihrer po-
litischen und sozialen Ziele zu instrumentalisie-
ren versucht haben.

Die Stärke der Botschaft und der Propaganda der
Islamisierung liegt in der Spontanität ihrer Kom-
munikation mit der Bevölkerung. Anders als die
Ideologen vergangener Jahrzehnte, die Ideen ver-
kündeten, die irgendwo im Westen entstanden
waren oder die sie zum Teil von westlichen Uni-
versitäten mitgebracht hatten und deshalb den
Massen letztlich nur schwer verständlich (wenn
nicht unverständlich) waren, verkünden jene ihre
Lehre in Bildern, Symbolen und einer Sprache,
die jeder Muslim von klein auf zu verstehen ge-
lernt hat, da sie ihm mit dem elementaren Unter-
richt in seiner Religion und der Verkündung des
Korans vermittelt worden sind. In einer Situation
sozialer und wirtschaftlicher Spannungen geht
davon eine starke Mobilisierungskraft auf die
Massen aus. Zugleich sind ihre Thesen „überzeu-
gend“ einfach: Wenn erst die islamische Ord-
nung errichtet sei — in jenem Sinne, wie es in
Iran der Fall zu sein scheint —, werde die Misere
der Muslime, in diesem Falle der verarmten Mas-
sen, ein Ende haben.

Angesichts der Simplizität der Thesen und der
Wirkung auf die breiten Unterschichten der Be-
völkerung ist auch die orthodoxe Mehrheit der
Geistlichen in die Defensive gedrängt — ein Vor-
gang, der gerade auch in Ägypten, nicht zuletzt
in Kreisen der orthodoxen al-Azhar, beobachtet
werden konnte. Welcher Muslim könnte offen
der Forderung nach der Wiedereinführung des
islamischen Gesetzes widersprechen, ohne sich
mit einem Ruch von Ketzerei zu umgeben? Wer
könnte wagen zu bezweifeln, daß die Shari’a wie-
der die Grundlage der Gesetzgebung werden soll-
te? Der orthodoxe Islam wird somit in einen
„Rechtsrutsch“ gedrängt, und die orthodoxe
Geistlichkeit, die sich seit langem mit einer fort-
schreitenden Säkularisierung in weiten Teilen der
islamischen Welt abfinden mußte (und abgefun-
den hat), muß nun ihrerseits Konzessionen an
einige der Thesen und Forderungen der Islami-
sten machen, um nicht einen Teil ihres Anhangs
an diese zu verlieren.

IX. Die „Islamische Republik Iran“ — Widerspruch
zwischen Anspruch und Wirklichkeit

Bei der Suche nach den Perspektiven der Ent-
wicklung des islamischen Nahen und Mittleren
Ostens im Zeichen des Islamismus stellt sich mit-
hin die Frage nach den Ergebnissen, die diese
Bewegung erreicht bzw. nicht erreicht hat. Hat sie
die islamische Welt der verheißenen „aetas au-

rea“ nähergebracht? Bei der Beantwortung dieser
Frage fällt der Blick naturgemäß auf die Islami-
sche Republik Iran, den Staat, in dem nach dem
Anspruch seiner Gründer zum ersten Mal seit der
Neuordnung der islamischen Welt im Gefolge
des Zusammenbruchs des Osmanischen Reiches



am Ende des Ersten Weltkrieges das islamische
Gesetz wieder umfassende Geltung in Politik und
Gesellschaft — und in gewissem Maße auch in
der Wirtschaft— finden sollte.
Ohne auf die politischen Entwicklungen seit dem
Beginn der Islamischen Republik einzugehen,
dürfte man kaum um die Feststellung herumkom-
men, daß ihr Weg aus einem relativ liberalen und
demokratischen Beginn, der mit der Ära Mehdi
Bazargan (bis November 1979) gleichzusetzen ist,
in eine totalitäre islamistische Diktatur geführt
hat. Diese schließt nicht nur die Partizipation von
Gruppen und Organisationen unterschiedlicher
politischer und gesellschaftlicher Orientierung
aus, sondern sie unterdrückt zugleich jeden, der
als „andersdenkend“ empfunden wird. Zugleich
führt das Regime einen Krieg fort, der ihm zwar
zunächst aufgezwungen worden ist (wenn auch
nicht ohne Mitschuld), der aber seit 1982 nicht
zuletzt auch dazu dient, den Druck im Inneren
durch eine Kampagne zur Solidarisierung gegen
den äußeren Feind zu überspielen.

Eine alternative Ordnung, die Gleichheit, Ge-
rechtigkeit und politische Mitverantwortung ei-
nes jeden — im Sinne der Rückbesinnung auf die
frühislamische Gesellschaft — mit der umfassen-
den Geltung des islamischen Gesetzes verbindet,
konnte in Iran nicht errichtet werden. Die Ent-
täuschung und Desillusionierung darüber hat
nicht nur dort weithin Platz gegriffen, sondern
auch dazu geführt, daß viele Muslime im Nahen
und Mittleren Osten, die in der khomeinistischen
Bewegung zunächst einen Weg aus der politi-
schen Sackgasse sahen, sich wieder von Iran ab-
gewandt haben. Das „ugly face“ der „Islami-
schen Republik Iran“ läßt weithin Zweifel an der
Realisierbarkeit des Konzepts einer „Islamischen
Republik“ überhaupt aufkommen.
War die islamische Revolution in besonde-
rem Maße für die „islamischen Massen“ (Mu-
staz’afin) gemacht, um diese zu jener moralischen
wie materiellen Gerechtigkeit zu führen, die das
islamistische Gegenbild zu der ungerechten und
klassenorientierten Ordnung des Schah-Regimes
gewesen ist, so lassen sich auch in diesem Punkt
nach sieben Jahren des Bestehens der Islami-
schen Republik kaum Fortschritte erkennen. Ja,
es sind nicht einmal ansatzweise Wegmarken zu
sehen, entlang derer die Entwicklung zu einer
neuen „islamischen“ Gesellschaftsordnung hätte
führen können. Zwar wurden Einrichtungen ge-
schaffen, die konkrete Entwicklungsmaßnahmen
zur Verbesserung der materiellen Lage der un-
teren Schichten der Bevölkerung durchführen
sollten (wie die „Mustaz'afin-Stiftung" und der
„Feldzug des Wiederaufbaus“), doch sind deren
— teilweise mit erheblichen Mitteln ausgestatte-

ten— Aktivitäten bislang punktuell geblieben
und haben nicht zu einer tiefgreifenden Um-
wandlung der iranisch-islamischen Gesellschaft
geführt.

Bezeichnend für die Schwierigkeiten auf dem
Wege der Errichtung einer „islamischen“ Ord-
nung ist nicht zuletzt die ergebnislose Diskussion
über die Einführung eines islamischen Wirt-
schaftssystems. Unmittelbar nach der Revolution
waren weitreichende Pläne der Umgestaltung der
Entwicklungskonzeption diskutiert worden; an-
satzweise wurden auch Nationalisierungen, etwa
von Banken und einigen Schlüsselunternehmen,
durchgeführt. Damit aber war die „Umgestal-
tung“ bereits beendet. Ursache dafür war nicht
nur der immer mehr erforderlich werdende Prag-
matismus angesichts der auf die Versorgung der
Armee mit Kriegsmaterial, die Betreibung einer
Kriegswirtschaft und die Befriedigung der Kon-
sumbedürfnisse der Bevölkerung ausgerichteten
wirtschaftlichen Zwänge. Vielmehr wurde bald
deutlich, daß es innerhalb der neuen Führungs-
schicht selbst fundamentale Unterschiede über
Grundbegriffe der Wirtschaftspolitik, vor allem
das Problem des Eigentums, gab.

Während eine Gruppe — nicht zuletzt auch in-
nerhalb des Parlaments (Majlis) — für weitrei-
chende Verstaatlichungen und eine tiefgreifende
Bodenreform eintrat, stellten sich andere dem
entgegen, indem sie auf das im Koran einge-
räumte Recht auf Eigentum verwiesen. So wur-
den im Parlament bereits beschlossene Maßnah-
men im „Wächterrat“, der die Gesetze des Parla-
ments auf ihre Vereinbarkeit mit dem Islam hin
zu prüfen hat, blockiert. Im Laufe der Zeit wur-
den schließlich unter der Regierung des Schahs
begonnene Großprojekte, gegen die man sich zu-
nächst als Auswüchse eines durch den Westen
pervertierten Wirtschaftssystems gewendet hatte,
wiederaufgenommen.

Die politische, soziale und wirtschaftliche Reali-
tät der „Islamischen Republik Iran“ zeigt also die
weite Kluft zwischen dem hohen Anspruch und
der Wirklichkeit. Diese aufzeigen heißt freilich
nicht, daß der Dynamik der islamischen Bewe-
gung im Nahen und Mittleren Osten bereits das
Ende eingeläutet ist. Enttäuscht durch die Miß-
stände in ihren jeweiligen Ländern sehen viele
Muslime heute im Iran weniger ein gescheitertes
Experiment als vielmehr noch immer eine Ver-
heißung dafür, daß grundsätzlich die islamisti-
sche Bewegung eine Chance hat, über die beste-
henden „Ordnungen“ zu siegen.

Iran ist freilich nicht das einzige Beispiel dafür,
daß der islamistischen Bewegung im Kontext der
politischen Selbstbestimmung der Muslime in ih-



ren jeweiligen unterschiedlichen politischen und
gesellschaftlichen Ordnungen selbst Grenzen ge-
setzt sind. So hat die umfassende und radikale
„Re-Islamisierung“ des Sudans durch den Mili-
tärdiktator Numeiri (September 1983) den Ver-
fall seiner Herrschaft nicht aufhalten können. Es
sind eben jene Massen gewesen, die er durch
diese Maßnahme zu besänftigen trachtete, die
durch ihre Demonstrationen schließlich seinen
Sturz herbeigeführt haben. Das — ebenfalls mili-
tärische — Übergangsregime suchte einen Weg,
die islamische Hypothek der Numeiri-Ära abzu-
werfen und eine neue demokratische Ordnung zu
errichten. Angesichts der tiefgreifenden politi-
schen und weltanschaulichen Verwerfungslinien,
die unter dem Numeiri-Regime nicht zuletzt
durch die Maßnahmen der Re-Islamisierung ver-

tieft worden waren, hat sich dies freilich als eine
sehr schwierige Aufgabe erwiesen, über deren Er-
folg erst die Zukunft entscheiden wird.
Trotz der grundsätzlichen Entschlossenheit dazu
wird sich die im April 1986 gewählte Regierung
unter Sadiq al-Mahdi, dem Führer der „Umma"-
Partei, schwertun, eine neue Verfassung auszuar-
beiten, die dem Islam einen Stellenwert ein-
räumt, wie er den vielschichtigen politischen, re-
ligiösen und ethnischen Verhältnissen in dem
Land entspricht. Die relativ kleine Gruppe der
Muslim-Brüder (s. o.) ist dagegen, die durch Nu-
meiri eingeräumte Rolle der Shari’a wieder zu
beseitigen; dies aber wäre eine der Voraussetzun-
gen, unter denen die Befreiungsbewegung im
nicht-islamischen Süden erst bereit wäre, ihren
Kampf gegen den Norden einzustellen.

X. Das türkische Experiment mit dem Säkularismus

Angesichts des Druckpotentials der islamisti-
schen Bewegung und der damit zusammenhän-
genden Unsicherheit im Nahen und Mittleren
Osten fällt der Blick auf die Türkei als einem
konsequent säkularistischen politischen und ge-
sellschaftlichen System (s. o.). Ohne Zweifel ist
auch in diesem Land eine „Re-Islamisierung“
festzustellen. Diese begann freilich bereits bald
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges (mit der
Einführung des Mehrparteiensystems); sie
scheint sich aber gegen Ende der siebziger Jahre
beschleunigt zu haben.
Auffallend ist, daß eine wachsende Zahl von
Türken die äußeren Regeln des Islams (etwa Ge-
bete, Fasten im Monat Ramadan und Pilgerfahrt
nach Mekka) befolgt. Diese Entwicklung hat in
den siebziger Jahren dadurch einen Höhepunkt
erfahren, daß sich islamische Kräfte in der „Na-
tionalen Heilspartei“, einer islamistischen Partei,
politisch artikulieren konnten.'(Wie oben bereits
angedeutet, hat diese freilich bei Wahlen nur ei-
nen kleinen Teil der türkischen Wählerschaft hin-
ter sich sammeln können.)
Bei dem Versuch, eine Antwort auf die Frage zu
geben, ob sich das Land möglicherweise in Rich-
tung auf eine stärker politische Re-Islamisierung
— gegebenenfalls, wie einige behaupten, auf eine 
„Islamische Republik“ — zubewege, müssen (ne-
ben anderen) zwei grundlegende Aspekte des tür-
kischen politischen Systems in Betracht gezogen
werden:
— Zum einen die starke Rolle des Militärs als des
Gralshüters des Kemalismus. Was immer aus die-
ser „Ideologie“ im Verlaufe des politischen, so-

zialen, wirtschaftlichen und kulturellen Wand-
lungsprozesses geworden sein mag — zwei Be-
standteile sind zentral und unangefochten geblie-
ben: der Nationalismus und der Säkularismus. In
der Türkei ist das Militär nicht ein Machtfaktor,
der gelegentlich von außen in das politische Sy-
stem hineinwirkt; es ist integraler Bestandteil der
politischen Ordnung, auch wenn dies nicht in der
Verfassung explizit zum Ausdruck gebracht wird.
Die türkische Armee hat im September 1980 zum
dritten Mal seit der Errichtung des Mehrparteien-
systems eingegriffen, um den türkischen Staat
vor dem Verfall zu retten — eine Einschätzung,
die zum Zeitpunkt des Geschehens von der über-
wältigenden Mehrheit der Türken geteilt worden
ist. Ein — wenn auch untergeordnetes — Ele-
ment, das schließlich die Entscheidung zum Ein-
greifen mitbestimmt hat, ist die Agitation der
„Nationalen Heilspartei“ gewesen, die sie unter
ihren Anhängern, namentlich in Zentralanato-
lien, entfaltet hat.
— Zum anderen die künftige Entwicklung des
politischen Systems der Türkei. Wird es der türki-
schen Elite gelingen, wieder ein funktionierendes
demokratisches System zu errichten, in dem — 
wie in weiten Teilen der Epoche seit dem Ende
des Zweiten Weltkriegs — die türkischen Bürger
umfassend und frei an dem politischen und ge-
sellschaftlichen Leben teilhaben können? Das
freie Spiel der politischen Kräfte in frei gegrün-
deten und gewählten Parteien ist die sicherste
Garantie dafür, daß sich die Bevölkerung gemäß
ihren politischen, sozialen und wirtschaftlichen
Interessen artikuliert und nicht aus einer Haltung
der Frustration und aus Protest in den Islam und



in die Forderung nach einer Wiedereinführung
des islamischen Gesetzes als eines Allheilmittels
flüchtet.
Wie die türkische Geschichte seit dem Ende des
Zweiten Weltkriegs beweist, hat sich der türki-
sche Wähler stets nach konkreten Interessen so-
wie politischen Neigungen verhalten. Ihn interes-
sierten die Programme, die die Parteien anboten
bzw. die von den Parteiführern versprochen wur-
den. Daß diese in vielen Fällen islamische Emo-
tionen ausgenutzt haben, um die Wählergunst für
sich zu gewinnen, widerspricht keineswegs dem
Prinzip des Säkularismus und bedeutet nicht die
Rückkehr zu einem islamischen Staat. Eine isla-
mische Politik an sich — was immer dies an kon-
kreten Programmen bedeuten mag — ist der
überwältigenden Mehrheit der türkischen Bevöl-
kerung nicht ausreichend interessant erschienen.
In allen Wahlen seit 1950 hat sich diese für die
beiden großen Parteien der Mitte — „Demokrati-
sche Partei“ (Nachfolger: „Gerechtigkeitspartei“)
und „Republikanische Volkspartei“ — entschie-
den.
Es ist der diktatorische Charakter zahlreicher Re-
gime in den islamischen Staaten des Nahen und
Mittleren Ostens, der das Wirken des militanten
Islams als einer Form der politischen Opposition
begünstigt. Angesichts einer Situation, in der sich
der einzelne wie spezifische Schichten und Grup-
pen nicht artikulieren können, wird der Islam zur
Speerspitze einer Protestbewegung, in der sich
unterschiedliche politische, gesellschaftliche und
ideologische Gruppierungen zusammenfinden
können.
Dies ist am Beispiel der islamischen Revolution
in Iran exemplarisch deutlich geworden. Hinter
Khomeinis zunächst vagem Schlagwort von der
„Islamischen Republik“ konnten nahezu alle
Teile der Opposition gegen das Schah-Regime
agieren. Die Vorstellungen über den Inhalt einer
solchen waren zunächst nicht konkretisiert; viel-
mehr bedeutete die „Islamische Republik“ die
Vision einer politischen Ordnung ohne das ver-
haßte Regime des Schahs, das man gemeinsam
bekämpfte.

Als es dann später um feste Inhalte ging, zeigte
sich freilich bald, daß die fundamentalistisch-
islamischen Kräfte unter Revolutionsführer Aya-
tollah Khomeini ihre eigenen Vorstellungen von
einer solchen hatten, die von denen ihrer revolu-
tionären Mitstreiter anderer Couleur erheblich
abwichen.

Die „Dritte Türkische Republik“ steht noch ganz
am Anfang; doch lassen sich durchaus zahlreiche
Anzeichen für eine schließliche Wiederherstel-
lung voller demokratischer Zustände erkennen.
Die nächsten freien Wahlen, an denen dann alle
inzwischen gegründeten Parteien teilnehmen sol-
len, werden voraussichtlich erst 1988 abgehalten
werden; bereits die Regionalwahlen vom März
1984, an deren korrekter Durchführung kein
Zweifel besteht, haben indessen den Trend von
früher bestätigt: Der türkische Wähler spricht
sich für die Parteien der Mitte aus. Die einzige
religiöse Partei, die „Refah Partisi“ („Wohl-
fahrtspartei“), die Nachfolgerin der „Nationalen
Heilspartei“, konnte bei diesen Wahlen nicht
mehr als etwa vier Prozent der Stimmen errin-
gen.

Die Türkei ist noch immer der einzige der islami-
schen Staaten im Nahen und Mittleren Osten,
der einen rigorosen Säkularisierungsprozeß
durchgemacht und dessen Führungselite trotz ei-
nes spürbaren inneren und äußeren Drucks an
einer konsequent laizistischen Ordnung festge-
halten hat. In einer Zeit, in der der Nahe Osten
im Zeichen eines voranschreitenden „fundamen-
talistischen“, militanten Islams steht, hat das tür-
kische Experiment nichts von seiner Attraktivität
und Aktualität eingebüßt. Sollte aber der Säkula-
rismus in der Türkei überwunden werden und
sollten islamische Kräfte in Politik und Gesell-
schaft wieder eine zunehmende Rolle spielen,
also wenn die Türkei gewissermaßen „fällt“,
dann freilich dürfte feststehen, daß der Säkularis-
mus als zentrales Element des Modernisierungs-
prozesses in der islamischen Welt, d. h. auch als
eine Variante einer positiven und erfolgreichen
Antwort auf die Herausforderung der islami-
schen Welt durch den Westen, nicht gangbar ist.

XI. Ist der Islam zur Moderne fähig?

Die Krise des Nahen und Mittleren Ostens, die
mit dem Beginn des 19. Jahrhunderts ihren An-
fang nahm und sich heute als „Re-Islamisierung“
in religiösem Aktivismus artikuliert, war und ist
wesentlich eine Orientierungskrise. Dies gilt auch
da, wo sie sich in militanten und militärischen
Konfrontationen zuspitzt, wie es in der Gegen-

wart im irakisch-iranischen Krieg der Fall ist.
Dieser Krieg ist nur die Spitze jenes Berges von
Konflikten und Spannungen, der sich hinter der
Fassade der „Re-Islamisierung“ seit dem Ende
der siebziger Jahre im Nahen und Mittleren
Osten verbirgt.



Der Raum für eine geistige Auseinandersetzung
mit der Krise (der im Verlauf der letzten andert-
halb Jahrhunderte wiederholt weit gewesen ist
und eine facettenreiche intellektuelle Auseinan-
dersetzung von hohem Niveau erlaubte) ist eng
geworden. Mit der „Re-Islamisierung“ ist das
geistige Klima in der gesamten Region frostig
geworden: Selbständiges Denken, ob eigenen
Traditionen entstammend oder durch westliche 
Elemente bestimmt (oder beides vereint), ist su-
spekt. Zwar gibt es heute mehr Universitäten als
je zuvor in der Region; und nahezu jedes Regime
läßt es sich angelegen sein, Verbänden von 
Schriftstellern und anderen Intellektuellen und
Akademikern seine Unterstützung zu leihen.
Doch sind dort nicht kreative geistige Leistungen
gefragt; vielmehr sind sie häufig das organisato-
rische Rahmenwerk, innerhalb dessen die jeweili-
gen Machthaber geistige „Auseinandersetzun-
gen“ zulassen.

Die „Krise des Intellektuellen“, über die im ara-
bischen Raum seit dem Ende des Ersten Welt-
krieges so viel geschrieben wurde, hat heute eine
starke physische Komponente der Einschüchte-
rung und gewaltsamen Beschränkung. Die staat-
lichen Autoritäten, sich ihrer eigenen Legitima-
tion nicht sicher und noch zunehmend verunsi-
chert durch den militanten Islam, tun das Ihre,
um ihre Stellung durch allzu große Nachgiebig-
keit gegenüber intellektuellen Potenzen nicht
noch weiter zu unterminieren. Und die Islami-
sten, lautstark und gut organisiert, sind darauf
aus, ihre simplen, aber „unwiderlegbaren“ The-
sen zu oktroyieren, was zugleich bedeutet, eine
differenziertere Meinungsäußerung mundtot zu
machen.

Die eigentliche Frage, die die Geister der Mus-
lime seit anderthalb Jahrhunderten bewegt, bleibt
also offen: Ist der Islam zur Moderne fähig? Las-
sen sich „moderne“ politische, gesellschaftliche
und wirtschaftliche Realitäten mit der Forderung
nach der Wahrung einer eigenen, unverwechsel-
baren islamischen Identität vereinbaren? Der Be-
weis, daß dem so sei, ist noch keineswegs er-
bracht; alle diesbezüglichen Ansätze, ob sie im
Bereich des Geistig-Theologischen oder Prak-
tisch-Politischen lagen, sind nicht zu einem dau-

erhaften Resultat geführt worden. Wo Moderni-
sierung in dem weiten Raum des islamischen Na-
hen und Mittleren Ostens stattfand, hat sie sich
weitestgehend auf säkularer Grundlage, d. h. in
einem von religiöser Einwirkung freien Raum
vollzogen.
Wenn dieser auch in der Türkei am weitesten ist,
so lassen sich doch auch in anderen säkularisier-
ten Systemen, etwa in Ägypten, dem von der
Ba’ath-Partei regierten Syrien und Irak, in Jorda-
nien, Tunesien, Algerien etc., Erfolge nicht über-
sehen. In Saudi-Arabien und anderen Golfstaa-
ten steht der Test noch aus, ob die religiös fun-
dierten Ordnungen die Belastung durch die 
„westlichen“ Elemente, die mit dem wirtschaft-
lichen Entwicklungsprozeß ins Land gekommen
sind, aushalten werden.
Der Anspruch der iranischen Ayatollahs wie der
Führer der militant-islamischen Bewegungen in
anderen Teilen des Nahen Ostens (die zu einem
erheblichen Teil nicht einmal Theologen, son-
dern religiös engagierte Laien sind), die Krise der
islamischen Welt von einer Politik auf islami-
scher Grundlage her zu lösen, muß mithin als
verfrüht angesehen werden. Die Ayatollahs und
mit ihnen die herausragenden Geistlichen in an-
deren Teilen des Nahen und Mittleren Ostens
scheinen zunächst als Theologen und nicht als
Politiker gefordert.
Anknüpfend an Traditionen des 19. Jahrhun-
derts, die mit dem Ersten Weltkrieg abgebrochen
wurden, wäre eine theologische Reform des Is-
lams zu suchen, die es gestattet, wesentliche reli-
giöse Gehalte mit den Grundelementen einer
vom „Westen“ bestimmten Ordnung des 20. Jahr-
hunderts zu verbinden. Der fundamentalistische
Islam, der sich in einer heftigen Konfrontation
mit dem Westen artikuliert, erscheint schwerlich
in der Lage, die Grundlage für eine erfolgreiche
Auseinandersetzung des Islams mit der Moderne
abzugeben. Wenn sich somit — in noch recht
vagen Symptomen freilich — trotz der nach au-
ßen gezeigten Dynamik bereits ein Scheitern des
fundamentalistischen Experiments ankündigt,
stellt sich angesichts des geistigen und ideologi-
schen Vakuums natürlich die Frage: Was wird
danach kommen?



Jürgen Bellers/Ghulam D. Totakhyl: Der Afghanistan-Konflikt und das internationale
System
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 4/87, S. 3—21.

Seit der Invasion sowjetischer Truppen in Afghanistan im Jahre 1980 ist dieser mittelasiatische
Staat zu einem Konfliktherd der internationalen Politik geworden. Diese Invasion leitete das
Ende der ost-westlichen Entspannungspolitik im Sinne der siebziger Jahre ein. Afghanistan selbst
ist seit altersher ein Grenz- und Durchgangsland zwischen Ost- und West-, Nord- und Südasien
und allein schon aufgrund dieser geographischen Lage oft Opfer fremder Eroberungen gewesen.
Im 19. Jahrhundert rangen hier das britische und russische Kolonialimperium um die Abgren-
zung ihrer Einflußbereiche.
Seit Ministerpräsident Daud (1953—1963; 1973—1978) näherte sich Afghanistan jedoch zuneh-
mend wirtschaftlich und außenpolitisch der UdSSR, u. a. deshalb, weil die USA Pakistan unter-
stützen, mit dem Afghanistan wegen der umstrittenen Durand-Grenzlinie verfeindet ist. Wegen
seiner repressiven Herrschaftsmethoden und wegen seiner Distanzierung von der UdSSR wurde
Daud 1978 von der kommunistischen Partei des Landes — unterstützt vom Militär — gestürzt.
Gegen diese Revolution formierte sich ein vorher rudimentär schon vorhandener, nun aber stark
anwachsender Widerstand vor allem der ländlichen, stammesmäßig gebundenen Bevölkerung.
Dieser vermochte einen Großteil des Landes unter seine Kontrolle zu bringen sowie das kommu-
nistische Regime derart zu gefährden, daß sich die UdSSR zur Sicherung der prosowjetischen
Herrschaft Anfang 1980 zur militärischen Intervention veranlaßt sah. An Widerstandsgruppen
sind hervorzuheben: 1. die sunnitischen Islamisten; 2. die Traditionalisten; 3. schiitische Grup-
pen.
Neben einer militärischen Lösung ist die Beendigung des Konfliktes u. a. auch von der interna-
tionalen Konstellation abhängig; von der Intensität des pakistanisch-indischen Konfliktes, vom
Grad der (Selbst-)Bindung dieser beiden Staaten an die UdSSR, vom Umfang der Rücksicht-
nahme des Iran auf die Sowjetunion sowie schließlich von der Konzessionsbereitschaft der Inter-
ventionsmacht. Was dies betrifft, so war z. B. das Waffenstillstandsangebot der Kabuler Regie-
rung von Anfang 1987 nicht ausreichend, um die Widerstandsgruppen überzeugen zu können.



Udo Steinbach: „Re-Islamisierung" und die Zukunft des Nahen Ostens
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 4/87, S. 23—37.

Das Wiederaufleben des islamischen Fundamentalismus als einer politischen und gesellschaftli-
chen Ideologie hat die politischen Entwicklungen namentlich im Nahen und Mittleren Osten
(weniger in Südostasien) im vergangenen Jahrzehnt erheblich mitbestimmt. Wenn dieser auch
bisher nur in Iran zu einer spektakulären Veränderung geführt hat, so ist doch der Anspruch auf
Umgestaltung der politischen und gesellschaftlichen Systeme und Strukturen im Sinne des islami-
schen Gesetzes (Shari’a) auf die ganze islamische Welt gerichtet. In den Augen der „Islamisten“
haben alle Regime — wenn auch im einzelnen unterschiedlich — ein grundsätzliches Legitimi-
tätsdefizit. Vor diesem Hintergrund ist der Krieg zwischen Iran und dem Irak wesentlich ein
ideologischer Konflikt; er ist aber nur eine Front eines Kampfes um die Zukunft der islamischen
Welt, der überall dort ausgetragen wird, wo islamistische Bewegungen, die in der einen oder
anderen Weise in der islamischen Revolution ein anzustrebendes Ziel sehen, operieren.
Insgesamt freilich scheint die Bewegung eher zu stagnieren, und außer vereinzelten Aktionen ist
ein Durchbruch in der Gesamtregion bisher ausgeblieben. Die Tatsache, daß die Islamisten in
den Wahlen im Sudan (April 1986) abgeschlagen wurden und im Libanon die schiitische Amal-
Miliz das Modell einer „Islamischen Republik“ als Konzept für die Zukunft des Landes zurück-
gewiesen hat, deutet daraufhin, daß der Fundamentalismus seinen Höhepunkt bereits überschrit-
ten hat. In der „Islamischen Republik Iran“ selbst schließlich konnten weder die hochgesteckten
revolutionären politischen Ziele erreicht werden, noch hat im sozialen und wirtschaftlichen
Bereich ein wirklich revolutionärer Wandel eingesetzt.
Dies — und eine Reihe anderer Indizien — legt den Schluß nahe, daß zwar der islamische Fun-
damentalismus angesichts der tiefen politischen, sozialen und wirtschaftlichen Krise mit seinen
simplen Parolen und Lösungsvorschlägen noch eine Zeitlang zur Unruhe in der Region beitra-
gen, aber nicht dauerhafte „alternative“ Ordnungen schaffen wird. Mit dem Fundamentalismus
ist die seit anderthalb Jahrhunderten diskutierte Frage, ob der Islam zur „Moderne“ fähig sei, in
verschärfter Weise wieder aktuell geworden; eine Antwort darauf kann nach den Erfahrungen
der jüngsten Vergangenheit jedoch noch nicht gegeben werden. Es hat den Anschein, als müßten
Anstrengungen erst im Bereich einer theologischen Erneuerung des Islams unternommen werden,
bevor Bemühungen erfolgreich sein können, den Islam zu einem Instrument politischer und
gesellschaftlicher Umgestaltung der islamischen Welt zu machen.


